
nzz 17.04.10 Nr. 88 Seite 8 al Teil 01

Reiselustige tansanische Bürokra-
ten

Beamte dürfen sich ganz legal an der Staatskasse bereichern

Im tansanischen öffentlichen
Dienst hat eine fatale Gewohn-
heit um sich gegriffen. Vor allem
höhere Beamte benützen das
grosszügige Spesenreglement
dazu, sich zu bereichern.

Helmut Zell

Während der grosse Teil der Bevölke-
rung nahe am Existenzminimum lebt,
hat sich in Tansania in den letzten Jah-
ren eine Oberschicht mit rasch wach-
sendem Vermögen etabliert. Viele der
Neureichen sind zu ihrem Wohlstand
durch ihre Tätigkeit im Staatsdienst ge-
kommen, einige möglicherweise durch
Unterschlagung und Korruption. Doch
es gibt auch legale Wege zum Reichtum.
Der Staat erlaubt den Zugriff auf
üppige Zulagen – Tages- und Sitzungs-
gelder, Pauschalentschädigungen für
Dienstreisen und dergleichen.

Der unschuldige Betrug
Das System der Allowances erlaubt es
vor allem den oberen Rängen der
Staatsdiener, für die Teilnahme an Se-
minaren, Sitzungen und für Dienst-
reisen grosszügige Spesen und Zuschüs-
se zu kassieren. Dies ist völlig legal. Es
handelt sich durchaus nicht um Klein-
geld, sondern der findige Staatsdiener
kann damit sein Gehalt vervielfachen
und richtig reich werden.

Diese legale Selbstbereicherung be-
wirkt einen erheblichen Aderlass bei
den Staatsfinanzen. Nach einer Studie
der tansanischen Nichtregierungsorga-
nisation Policy Forum haben sich die
Ausgaben für Zuschüsse zwischen dem
Budgetjahr 2001/02 und demjenigen
von 2006/07 verdreifacht. Für 2009/10
hat die tansanische Regierung umge-
rechnet 390 Millionen amerikanische
Dollar für Allowances bereitgestellt.
Besonders bedacht werden die Beam-
ten in Dar es Salaam. 70 Prozent der
Summe gehen an die Beamten in den
Ministerien und bei den zentralen Be-
hörden, nur 30 Prozent an die weit
höhere Zahl der Mitarbeiter auf Di-
strikt- und kommunaler Ebene. Auch
innerhalb der Beamtenschaft von Dar
es Salaam gibt es ein Ungleichgewicht:
Allein das Präsidentenbüro und das
Sekretariat des Kabinetts erhalten rund
ein Drittel der Gesamtsumme. Die glo-
bale Finanzkrise konnte den Geldsegen
nicht stoppen. Im Vergleich zum Vor-

jahr stiegen die Zulagen 2009/10 für die
zehn der am meisten bedachten Institu-
tionen von rund 185 Millionen Dollar
auf 280 Millionen Dollar.

Die Zulagen sind nach Hierarchie-
stufe gestaffelt. So erhält ein Direktor
beispielsweise für eine Dienstreise in
eine Stadt einen Tagessatz von 62 Dollar,
während ein Mitarbeiter auf niedrigerer
Ebene nur 32 Dollar bekommt. Reisen
ins Ausland sind besonders attraktiv. Ein
Direktor erhält dafür einen Tagessatz
von 420 Dollar, während ein Beamter
auf der darunterliegenden Stufe immer-
hin noch 310 Dollar pro Tag einsackt.
Die üppigen Zulagen für Dienstreisen
fördern die Reiselust. Bei internationa-
len Konferenzen fällt Tansania durch
grosse Delegationen auf. Häufig werden
auch Auslandsreisen damit begründet,
dass man die « beste Praxis» in anderen
Ländern kennenlernen müsse.

Auch ausländische Geberorganisa-
tionen und Consulting-Firmen geben an
Beamte für deren Teilnahme an ihren
Workshops und Seminaren Allowances
aus. Sonst laufen sie Gefahr, vor leeren
Sälen zu lehren. Es wäre an der Zeit,
dass sich alle Entwicklungsorganisatio-
nen im Lande darauf verständigten,
diese Praxis einzustellen. Dies wäre ein
wichtiges Signal an die Regierung, end-
lich den Unsinn mit den Zuschüssen fal-
lenzulassen. Das System der üppigen
Allowances belastet nicht nur die
Staatskasse, es setzt auch falsche An-
reize. Die sowieso schon geringe Leis-
tungsfähigkeit der öffentlichen Verwal-
tung wird weiter beeinträchtigt.

Perverse Anreize
So verschlimmern diese Zuschüsse die
Tendenz, Pläne nicht oder nur mit gros-
sen Verzögerungen umzusetzen. Keine
Massnahme wird einfach nur durch-
geführt, sondern muss in einer ganzen
Reihe von Workshops vorbereitet und
begleitet werden. Der rational handeln-
de Beamte wird lieber für seine Präsenz
in einem Seminar im Fünfsternehotel
einen grosszügigen Zuschuss kassieren
als in seinem Büro mühsame Umset-
zungsarbeit erledigen. Die Allowances
haben dazu beigetragen, dass die gröss-
ten Entwicklungserfolge der letzten
Jahre beim Bau neuer Hotels und Kon-
ferenzzentren zu verzeichnen sind.

Selbst aus Parlamentskreisen erfolgt
Kritik. So berichtet die « Daily News»
am 6. Februar 2010, dass die Abgeord-
nete Getrude Mongella die Regierung
aufgefordert habe, die Zahl der Semi-

nare und Workshops zu reduzieren.
Ende 2009 unternahm die Ministerin
für Natur und Tourismus, Shamsa
Mwangunga, einen Vorstoss zur Ein-
dämmung der ausufernden Dienstrei-
sen. In einem Erlass verbot sie ihren
Beamten Auslandsreisen, wenn diese
nicht unmittelbar dienstlich begründet
seien. Es sei beobachtet worden, dass
solche Reisen zum Vergnügen und zum
Einkaufen benutzt worden seien. Das
tansanische Parlament hätte die Mög-
lichkeit, der ausufernden Inanspruch-
nahme von Spesen einen Riegel vorzu-
schieben. Zwar hört man gelegentlich
kritische Stimmen aus den Reihen der
Parlamentarier, aber energische Vor-
stösse fehlen. Der Grund ist einfach:
Auch sie profitieren vom System der
Zulagen. Viele Parlamentsabgeordnete
kommen aus dem Staatsapparat und
sind mit ihm verflochten.

Seit einigen Jahren berichten tansani-
sche Zeitungen sehr kritisch über Miss-
stände in Staat und Regierung, auch
über die üppigen Spesen. Allerdings ver-
blassen diese Berichte neben jenen über
spektakuläre Korruptionsfälle.

Verzögerte Strukturreform
Mit Unterstützung der Weltbank und
anderer Geber läuft in Tansania schon
seit Jahren das Programm zur Reform
der staatlichen Verwaltung. Angesichts
der aufgewendeten Mittel in Hunderten
von Millionen Dollar sind die Fort-
schritte bescheiden. Die am Reformpro-
zess beteiligten Beamten sind an organi-
satorischen Verbesserungen wenig, an
den begleitenden Seminaren aber stark
interessiert, eröffnet sich ihnen hier
doch eine sprudelnde Quelle für Sit-
zungsgelder und Ausbildungsbeihilfen.
Die Reform des Lohnwesens hat das
Ziel, die Zuschüsse zu reduzieren und
dafür die Grundgehälter anzuheben.
Doch sie wurde noch nicht einmal be-
gonnen. Es drängt sich der Verdacht
auf, dass die höheren Beamten als
Hauptnutzniesser der bisherigen Prakti-
ken diese Reform absichtlich verzögern.
Denn für sie bringt das System nicht nur
Geld, sondern hat den weiteren Vorteil,
dass sie sich damit von ihren Untergebe-
nen Wohlverhalten und Loyalität er-
kaufen können.

Welche Rolle können hier die aus-
ländischen Geber spielen? Zwar bekla-
gen diese in ihren Berichten, dass die
Allowance-Praktiken die produktive
Arbeit im öffentlichen Dienst behin-
derten. Doch die Verzögerung bei der
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so wichtigen Reform des Lohnwesens
wurde bisher toleriert. Im Februar 2010
verschärfte die Weltbank ihre Kritik.
Die « Daily News» berichtete am 19. Fe-
bruar, dass ein Vertreter der Weltbank
die Regierung aufgefordert habe, die
Zuschüsse zu begrenzen und mehr Mit-
tel zur Armutsreduzierung einzusetzen.
Insbesondere seien die Zuschüsse für
Besprechungen und Weiterbildung zu
reduzieren.

Da ein Drittel des tansanischen
Budgets von den Gebern finanziert
wird, haben diese die Berechtigung,
Good Governance und zweckentspre-
chende Mittelverwendung einzufor-
dern. Dies wird von den tansanischen
Partnern als Anmassung und unzuläs-
sige Einmischung empört zurückgewie-
sen. Nicht immer ist es echte Empö-
rung. Nicht jeder tansanische Beamte,
der mit grossem Ernst auf die nationale
Souveränität pocht, kann sich ein Lä-
cheln verkneifen.

Die Vergünstigungen und Zulagen
von rund einer halben Milliarde Dollar
werden sichtbar. Besonders ins Auge
fallen die zahlreichen komfortablen
Fahrzeuge von Beamten in Dar es
Salaam. Jeder erfahrene Taxifahrer
kann die Wohnviertel zeigen, in denen
die hohen Beamten ihre Wohnhäuser
haben. Den mondänen Häusern ist
allerdings nicht anzusehen, ob sie durch
legale Geschäfte, Korruption oder Al-
lowances finanziert wurden. Die Zu-
schüsse verschärfen die Kluft zwischen
Arm und Reich. Wenn diese Kluft wei-
terhin zunimmt und es der Staatsbüro-
kratie nicht gelingt, ihre Aufgaben zu
erfüllen, läuft sie langfristig Gefahr,
nicht nur ihre Legitimation beim Volk,
sondern auch das Vertrauen der auslän-
dischen Geldgeber zu verlieren.

Verschwenderisch
Das Zuschuss-System ist ungerecht, ver-
schwenderisch und behindert die Effek-
tivität und Effizienz staatlichen Han-
delns. Selbst innerhalb der Verwaltung,
bei der es heute viele gut qualifizierte
und motivierte Beamte gibt, stossen die
üppigen Zuschüsse auf Kritik. Es wäre
ein Jammer, wenn sie durch das falsche
Anreizsystem dazu verleitet würden,
ihre Arbeitszeit weiterhin für nutzlose
Seminare und unnötige Dienstreisen zu
verschwenden. Kritik an den Zuschüs-
sen ist zuallererst eine innertansanische
Angelegenheit. Eine wichtige Rolle
spielt die lokale Presse. Doch energi-
scher als bisher müssen auch die Geber
gute Regierungsführung einfordern.

.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

Helmut Zell ist Entwicklungsökonom; er lebt in Rema-
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